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Kurzfassung: Die Errichtung von Anlagen zur Abwassersammlung und 

-entsorgung führt bisweilen zu heftigen, emotional geführten Diskussionen über 

die Wahl des „richtigen“ Alternative. Die Planungstheorie bietet als Hilfsmittel 

eine Reihe von Ansätzen, wie der Prozeß der Entscheidungsfindung 

nachvollziehbar gestaltet werden kann. Dazu zählen die Nutzwertanalyse und das 

Verfahren „ELECTRE“. Im folgenden wird eine kurze Beschreibung dieser 

Methoden gegeben. Weiters werden beispielhaft die Grundzüge eines offenen 

Planungsprozesses angeführt, der in der Lage sein könnte, die unterschiedlichen 

Interessen besser zu integrieren als die bekannte Vorgangsweise Vorstudie-

Einreichprojekt-Detailprojekt-Realisierung.   
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1 Einleitung 

In vielen Gemeinden führt die Errichtung einer dem Stand der Technik 

entsprechenden Abwasserentsorgungsanlage zu heftigen Diskussionen. Die 

Argumentationslinien greifen dabei weit über die fachtechnischen 

Fragestellungen hinaus. Im folgenden soll eine kurze Zusammenstellung der 

Rollen und Interessen der Beteiligten an der Errichtung einer 

Abwasserrentsorgungsanlage gegeben werden: 

- Kommunalpolitiker 

Die Mitglieder der politschen Gremien der Gemeinde und insbesondere der 

Bürgermeister sind die Entscheidungsträger. Sie beschließen die Wahl des 

Planers aber auch die schlußendlich zur Ausführung gelangende 

Abwasserentsorgungsanlage. Trotz großem persönlichen Engagement müssen 

sie zumeist dem Rat ihrer Fachleute und Planer vertrauen. Zudem ist oftmals ihr 
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Entscheidungsspielraum durch die Maßnahmen und Vorgaben ihrer 

Amtsvorgänger eingeengt (z.B. Raumplanung, bereits eingegangene 

Mitgliedschaft in einem Verband...). 

- Bürger 

Die Präferenzen der Bürger können sehr unterschiedlich ausfallen. Während für 

die Einen die Minimierung der Kosten und die Vermeidung eigenen Einsatzes 

wesentlich ist, zählt für Andere die Verringerung der Umweltbelastung zu den 

wichtigsten Punkten oder es steht Gelegenheit zum persönlichen Engagement 

im Vordergrund. Es ist davon auszugehen, daß keine einheitliche Meinung 

innerhalb der Bürgerschaft vorherrscht. Der Entscheidungsträger (der 

Kommunalpolitiker) wird daher - unabhängig welcher Entsorgungsstrategie er 

sich zuwendet - gegen den Willen eines Teiles der Bevölkerung agieren. Der 

Kommunalpolitiker ist jedoch der demokratischen Bestätigung durch die 

Bevölkerung unterworfen. 

Zudem kann das Wertesytem des Bundes- und Landesgesetzgebers auch in 

einer Demokratie von dem des örtlich betroffenen Bürgers differieren. Dies ist 

kein Zeichen von Demokratiemangel sondern höchst menschlich. Der vielleicht 

in der Stadt aufgewachsene Abgeordnete wird dem - für ihn seltenen - frei 

fließenden, reinen Gewässer einen höheren Wert zuweisen als der 

Landbewohner, der in unmittelbarer Umgebung mehrerer Bäche lebt, von denen 

vielleicht nur einer belastet ist. Akzeptanz wird daher eine Maßnahme nur dann 

finden, wenn sie einen erkennbaren (z.B. ein Fischsterben) oder einen 

zumindest glaubwürdigen Mangel beseitigt. Der Nutzen ist dabei individuell zu 

bewerten. EWERS, 1982, beschreibt dies wie folgt „... denn es ist kaum 

vorstellbar, daß der Multimillionär, der für ein Pfund Kartoffeln eine Mark zu 

zahlen bereit ist, aus diesen Kartoffeln dieselbe Befriedigung bezieht wie ein 

Sozialrentner mit der gleichen Zahlungsbereitschaft“ 

Oft handelt es sich bei den kommunalen Maßnahmen um sogenannte „LULUS“ 

(localy unwanted landuses, HOFFMANN-RIEM und Lamb, 1982). 

- Behörden 

Müssen die hoheitlichen Aufgaben erfüllen, also in der Regel zur Wahrung der 

öffentlichen Interessen  Mindestanforderungen umsetzen.  

 

- Förderungsgeber 
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Im Gegensatz zu den Behörden sind diese zumeist in der 

Privatwirtschaftsverwaltung der Gebietskörperschaften verankert. Sie 

unterliegen den Vorgaben der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und 

Sparsamkeit des Mitteleinsatzes. Es ist daher nicht zwingend zu erwarten, daß 

sich der Wille der Behörde (=Erfüllung von Mindestanforderungen) mit jenem 

der Förderungsgeber deckt.  

- Planer und ausführende Firmen 

Die Bürger und die politschen Entscheidungsträger müssen auf Grund des 

großen Spezialisierung der Fachdisziplinen dem Wissen dieser Partner 

vertrauen. Dadurch entsteht eine ungleiche Partnerschaft, in der der zahlende 

Bürger mitunter überfordert ist. Eine weitere Folge ist die Trennung zwischen 

Entscheidungsträger und Planungsinstitution. 

- NGOs (non govermental organisations) 

Das Aufbrechen klassischer Hierarchien und generelles Mißtrauen gegenüber 

traditionellen Wegen der Wahrnehmung der Interessen der Bürger führt zu 

verstärkten Engagement der Bürger in NGOs. Diese können von lokalen 

Bürgerinitiativen bis hin zu international agierenden Organisationen reichen. 

2 Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung 

Im allgemeinen kann Planung als zielgerichtete Vorwegnahme eines 

zukünftigen Zustandes bezeichnet werden. LAWA, 1981, gliedert einen rational 

geführten Planungsprozeß in vier Aufgaben: 

- Problemanalyse 

- Formulierung von Alternativen 

- Wirkungsanalyse 

- Bewertung und Lösung des Auswahlproblems. 

Zur Problemanalyse und Ausarbeitung von Alternativen sollten die 

Sachverhalte umfassend untersucht werden. Umfassend kann in diesem 

Zusammenhang die Erfassung aller Emittenten und die Bewertung aller 

Teilströme der Abwasserentsorgung (z.B. nicht nur die lokale Reinigung 

sondern auch die Entsorgung der Fäkalschlämme) bedeuten. 
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Abwasserentsorgungsanlagen stellen sogenannte „Mehrzielprobleme“ dar. Das 

bedeutet, daß der Nutzen und Schaden nicht bloß mit einer Größe (z.B. den 

Invest- und Betriebskosten) sondern mit mehreren zu beschreiben ist. 

Zielkataloge können dem WRG 1959 i.d.g.F. oder der LAWA, 1981, 

entnommen werden. Auf Grund seiner weiten Verbreitung darf der Zielrahmen 

der LAWA, 1981, in groben Zügen angeführt werden: 

- Gesamtwirtschaftliche Effizienz 

- Umweltqualität 

- Regionalentwicklung 

- Soziales Wohlbefinden. 

Ein Vergleich unterschiedlicher Strategien der Abwasserentsorgung allein auf 

Basis der Kosten setzt daher voraus, daß die nicht unmittelbar monetär 

erfaßbaren Kosten und Nutzen gleichwertig sind. Angesichts des Aufwandes 

und der methodischen Problemen eines echten Mehrzielplanungsprozesses 

ergibt sich aus dieser Einschränkung eine Möglichkeit zur Vereinfachung des 

Planungsvorganges. Voraussetzung ist, daß alle zur Diskussion stehenden 

Alternativen genau den (gesetzlichen und akzeptierten) Mindestanforderungen 

im Hinblick auf die nicht monetären Ziele genügen. Der Auswahlprozeß 

reduziert sich somit auf die Ermittlung der „billigsten“ Lösung. 

LAWA, 1990 gibt 5 Stufen der Kostenvergleichsrechnung an: 

Kostenermittlung, Finanzmathematische Aufbereitung der Kosten, 

Kostengegenüberstellung, Empfindlichkeitsprüfungen und Gesamtbeurteilung. 

Dabei sind Investitions-, Betriebs- und Reinvestitionskosten sowie eventuell 

nach dem Ende der Nutzung vorhandene Restwerte zu berücksichtigen. Ohne 

näher darauf einzugehen, wird auf die in zahlreichen Publikationen 

beschriebene Methode des realen Zinssatzes (z.B. LAWA, 1990) verwiesen. 

Damit ist die - gemessen an monetären Kriterien - volkswirtschaftlich 

günstigste- Lösung zu ermitteln. 

Für den Einzelbürger sind jedoch seine tatsächlichen Kosten maßgeblich, wobei 

das aus der Berechnung mit der Methode des realen Zinssatzes entstehende Bild 

durch Förderungen verzerrt werden kann. Eine Stützung der Investkosten führt 

daher zu einer günstigeren Bewertung jener Lösungen, die hohe Invest- und 

niedere Betriebskosten bedingen und vice versa. 
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Abbildung 1: Verfahren der Monetarisierung (EWERS, 1992) 
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Vor der (kritiklosen) Übernahme der Ergebnisse eines Kostenvergleichs sollten 

folgende Aspekte Beachtung finden: 

- Auch die Eingangsgrößen eine Kostenvergleichs sind unscharf. Dies 

betrifft sowohl die Einheitpreise und die Massen als auch die 

Zinssätze und die Annahmen zur technischen Lebensdauer. Eine 

Stabilitätsuntersuchung ist daher zwingend erforderlich. 

- Eine ungleiche Verteilung der Kosten zwischen z.B. Ortsteilen oder 

Bevölkerungsgruppen findet keine Berücksichtigung. 

- Nutzengleichheit ist zwingend erforderlich. 

Will - oder kann - man sich nicht der Voraussetzung der Nutzengleichheit 

unterwerfen ist der Weg der Kosten-Nutzenuntersuchung mit Monetarisierung 

aller Zielerfüllungsgrade einzuschlagen. EWERS, 1982, teilt den Nutzen in den 

Effizienznutzen (durch ökonomische Kriterien erfaßt), den Verteilungsnutzen 

und den ökologischen Nutzen ein. In vielen Fällen werden die Nutzen, aber 

auch manche Kosten, nicht unmittelbar zugänglich sein. In der Abbildung 1 

sind einige Verfahren der Monetarisierung angegeben. 

Bei vielen Umweltgütern tritt ein totales Marktversagen auf Grund der 

Unmöglichkeit des Ausschlußes von Zahlungsunwilligen ein. Dies kann die 

Monetarisierung wesentlich erschweren. Zudem wird die Monetarisierung oft 

als profaner Verkauf von Werten nach der Prämisse „Der Kaufmann weiß von 

allem, was es kostet, aber von nichts, was es wert ist“ mißverstanden. 

Zur Umgehung der Problematik der Monetarisierung sind Methoden verfügbar, 

die Äpfel mit Birnen vergleichbar machen. Zur Verdeutlichung der 

Fragestellung sei auf Abbildung 2 verwiesen. 

Die Wahl soll zwischen den Varianten X, A, B1 und B2 erfolgen. Das zu 

lösende Problem wird durch eine Restkonzentration und die Kosten zur 

Umsetzung der Maßnahme beschrieben. Wie bei Maßnahmen des technischen 

Gewässerschutzes üblich, sinken die minimal möglichen Restkonzentrationen 

mit der Erhöhung der eingesetzten Kosten (Kurve in Abbildung 2). Der 

Entscheidungsträger ist bereit für eine Verminderung der Restkonzentration 

geringfügig erhöhte Kosten zu akzeptieren. Dies wird durch die Präferenzkurve 

ausgedrückt. 
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Abbildung 2: Beispiel eines Lösungsraumes 

Eine (angenommene) gesetzliche Vorgabe besagt, daß die zulässige 

Konzentration eines Stoffes im Ablauf 30 mg/l betragen darf. Weiters dürfen 

maximale Kosten von 8 Einheiten nicht überschritten werden.  Die Lösung X 

scheidet daher aus. A scheidet auch aus, da B1 und B2 entweder im Hinblick 

auf die Kosten oder die Restbelastung günstiger sind. A ist eine sogenannte 

dominierte Lösung. Auf Grund der Präferenz des Entscheidungsträgers zur 

Minimierung der Kosten wird er daher B1 wählen. 

Die Kunst der Planung ist es daher, den Satz der nicht dominierten Lösungen 

(in Abbildung 3 die Lösungen B1 und B2)  und daraus die, bezogen auf die 

Präferenzstruktur günstigste, Lösung festzulegen. Eleganterweise könnte dies 

mit einem Optimierungsalgorithmus erfolgen, wobei es jedoch fragwürdig - 

wenn nicht unmöglich - erscheint die menschliche Kreativität und die lokalen 

Problemstellungen in ein mathematisches Konstrukt zu pressen ohne gröbste 

Vereinfachungen vorzunehmen. Aus dieser Darstellung kann auch abgeleitet 

werden, daß die Vorgangsweise bei der Generierung von Alternativen 

(unabhängig ob nur ein Planer beteiligt ist oder ein Wettbewerb abgehalten 

wird) nur ein „Stochern“ im Lösungsraum sein kann. Es ist daher nichts 

Ehrenrühriges, wenn ein anderer eine „bessere“ Lösung findet. 

Abbildung 3 zeigt eine Situation, in der bei der gegebenen Präferenzstruktur 

keine Entscheidung zwischen der Lösung B1 und B2 gefunden werden kann. 

Auch das ist in der kommunalpolitischen Diskussion denkbar. Der 
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Entscheidungsträger pendelt zwischen geringen Kosten und hoher 

Umweltbelastung und geringer Umweltbelastung und hohen Kosten. Unter den 

gegebenen Kriterien kann daher (zu Recht) nur willkürlich entschieden werden. 

 

Abbildung 3: „Dilemma“ des Entscheidungsträgers 

 

Im folgenden werden kurz zwei Verfahren vorgestellt, mit der eine Auswahl 

zwischen Alternativen bei gegebener Präferenzstruktur vorgenommen werden 

kann. An erster Stelle sei die Nutzwertanalyse (BECHMANN, 1978) genannt. 

Der Arbeitsablauf gliedert sich in folgende Schritte: 

 

1) Problemformulierung 

2) Aufstellung eines Ziel- und Wertsystems 

3) Angabe der zu bewertenden Alternativen 

4) Bestimmung der Bewertungskriterien 

5) Messung der Zielerträge 

6) Vorgabe der Zielerfüllungsgrade 

7) Festlegung der Aggregationsform 

8) Definition der einzelnen Wertemengen 

9) Festlegung der Wertbeziehungen 

10) Gewichtung 

11) Definition der Abbildungen 

12) Angabe der Rangordnung der Alternativen. 
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Dies erscheint ein komplizierter Prozeß. Die Voraussetzung dazu ist einerseits 

eine Nutzenaustauschbarkeit (kann z.B. weniger Aufwand mehr Verschmutzung 

kompensieren?) und eine kardinale Beschreibung der Skalen.  

 

 

Gewicht
Ist- 

Zustand
Alt. 1 Alt. 2 Alt. 3 Alt. 4 Alt. 5

Beurteilungskriterium

1. Ökologie Fließgewässer

Emissionen 0 2 2 -1 -1 -1 

Immissionen 0 2 2 -1 -2 -2 

Störfall 2 2 -2 -1 -1 -1 

Summe Ökologie 1 2 6 2 -3 -4 -4 

2. Grundwasser

quantitativ 0 0 0 0 0 0 

qualitativ 0 2 2 1 -2 0 

Störfall -2 2 0 1 -1 0 

Summe Grundwasser 1 -2 4 2 2 -3 0 

3. Wirtschaftlichkeit

Herstellung 2 0 -2 1 0 0 

Reinvestition 2 -2 1 1 1 1 

Betrieb 2 -2 2 1 -1 -1 

Summe Wirtschaftlichkeit 1 6 -4 1 3 0 0 

4. Technik

Erfahrungen, Referenzen -2 -1 2 0 -2 0 

Flexibilität zuk. Belastungen -2 -2 2 -1 -1 -1 

Flexibilität zuk. Anforderungen -2 1 1 -1 -1 -1 

Summe Technik 1 -6 -2 5 -2 -4 -2 

5. Rechtliche Aspekte

Konsens -2 0 -2 2 -1 -1 

Förderung -2 -1 -2 2 -2 -2 

Garantien, Haftung -2 1 1 1 0 0 

Summe rechtl. Aspekte 1 -6 0 -3 5 -3 -3 

6. Eigenleistungen und soziales

Herstellung 0 0 -2 -1 2 2 

Betrieb 0 1 -2 -1 0 0 

soziale Verträglichkeit 0 -2 -2 0 -1 -1 

Summe Eigenleistung 1 0 -1 -6 -2 1 1 

Gew. Gesamtsumme -6 3 1 3 -13 -8  

Tabelle 1: Einfache Bewertungsmatrix 
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Wenn man geringfügig von der „reinen“ Lehre abweicht läßt sich jedoch 

entsprechend der in Tabelle 1 dargestellten Methode ein einfaches Hilfsmittel 

für den Alternativenvergleich erstellen. Die Bewertungsmatrix  kann wie folgt 

erstellt werden: 

- Festlegung der Kriterien in der Diskussion 

Entscheidungsträger/Planer 

- Für jedes Kriterium gleich viele Unterkriterien wählen 

- Festlegung der Gewichte 

- Bewertung der Alternativen im Hinblick auf die Unterkriterien in 

einer fiktiven Skala zwischen -2 und + 2 im Rahmen einer 

Expertendiskussion. 

Dies erhebt zwar nicht den Anspruch der Genauigkeit, sollte aber dennoch den 

Entscheidungsprozeß transparenter gestalten. 

Eine andere Vorgangsweise beschreitet das Reihungsverfahren „ELECTRE“ 

(Elimination et choix traduisant la Réalité). ROY und BOUYSSOU, 1983, 

bezeichnen dies als Einsatz eines konstruktiven Verfahrens gegenüber dem 

deskriptiven der Nutzwertanalyse. 

Die Beschreibung der Reihung kann durch strikte Bevorzugung oder 

Ablehnung einer Alternative oder eine Indifferenz zwischen beiden erfolgen. In 

dieser Bevorzugung kann einfließen, daß der Punkt der Indifferenz erst erreicht 

wird, wenn eine Alternative in bezug auf ein Kriterium Ij um ein Differenzmaß 

qi besser als das andere ist. Somit gilt: 

|gj(a´)-gj(a)|<=qj 

 

gj(a´) .... Bewertung einer Alternative a´ in Bezug auf das Kriterium gj 

gj(a) .... Bewertung einer Alternative a in Bezug auf das Kriterium gj 

qi.... Indifferenzmaß 
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Dies wird durch eine Konkordanzmatrix 

c
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W ist einTeilgewicht eines Einzelkriteriums eines Vergleiches,  

W+ ist die Summe aller Teilgewichte der Kriterien, bei denen die verglichene 

Alternative besser ist als die andere,  

W= ist die Summe aller Teilgewichte bei denen beide Alternativen gleich sind,  

W- ist die Summe aller Teilgewichte bei denen die verglichene Alternative 

schlechter ist als die andere 

und die Diskordanzmatrix 

d
Differenzder SkalenwerteeinesEinzelkriteriumswenn j i

Skalenspreizung
i j,

max.

max.
=



 

beschrieben.  

Sowohl für die Ergebnisse der Konkordanz- als auch der Diskordanzmatrix 

werden Schwellwerte eingeführt. Eine Unterschreitung des Schwellwertes für 

die Konkordanzmatrix bedeutet, daß eine Alternative nicht ausreichend häufig 

besser als die andere ist. Eine Überschreitung des Schwellwertes für die 

Diskordanzmatrix bei einem Vergleich, der gemäß dem Konkordanzkriterium 

gültig wäre, deutet darauf hin, daß eine Alternative zwar in vielen Kriterien 

besser ist als die Vergleichvariante, aber in einem Punkt deutlich schlechter.  

Abbildung 4 stellt eine Beispielsberechnung mit ELECTRE dar.  Als Ergebnis 

zeigt sich, daß Variante 7 zu bevorzugen ist, die Varianten 6 und 0 jedoch mit 

den anderen nicht zu vergleichen sind.  
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Abbildung 4:  Beispielsberechnung mit ELECTRE 

 

3 Schlußfolgerungen für den Planungsprozeß 

Wie aus den vorstehenden Ausführungen entnommen werden kann, steht ein 

umfangreiches „Arsenal“ verschiedener Methoden bereit, um den Planungs- 

und Entscheidungsvorgang zur Auswahl der adequaten Strategie der 

Abwasserentsorung transparent und nachvollziehbar zu gestalten. Es stellt sich 

daher die Frage, wieso dennoch zahllose, mit Emotionen befrachtete, 

Diskussionen über die „richtige“ Art der Abwasserentsorgung geführt werden 
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und die eingesetzen Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung fast ausschließlich 

einfache Kostenvergleichsrechnungen umfassen. 

Aus Sicht des Verfassers liegt die Schwachstelle im Planungsprozeß nicht in 

den zur Verfügung stehenden Planungsmethoden sondern im Ablauf und in der 

Organisation der Planung und Realisierung. Der sinnvolle Einsatz eines 

Instruments zur Mehrzielplanung setzt voraus, daß es überhaupt etwas zu 

entscheiden gibt.  Sind die Positionen bereits festgefahren fehlt die 

entscheidende Grundlage, nämlich die Fähigkeit zu Disponieren. 

Der Ablauf von Planung und Realisierung sollte daher geeignet gelenkt werden 

um Konflikte frühzeitig zu erkennen und zu vermeiden. Diese können dann  

- wenn es sich um Fragen der Entscheidung zwischen Alternativen handelt- mit 

den beschriebenen Methoden gelöst werden. 

Zur Projektslenkung (=Controlling) ist der klassische planende Ingenieur nur 

bedingt geeignet. Mit der Vorlage seines Lösungsvorschlages verliert er die 

Rolle des neutralen Beraters und Schiedsrichters. Diese Funktion kann der 

Controller übernehmen. Als Begleiter des Projektes „Abwasserentsorgung“ von 

Beginn an bildet er den Schiedrichter,  auch zwischen Gemeinde und 

Fachplaner. Zudem kann er bei richtiger Definition seines Arbeitszieles bereits 

in der Planungsphase zur Kostendämpfung beitragen. Abbildung 5 zeigt ein 

mögliches Tätigkeitsbild eines Kontrollers. 

Eine Wahrnehmung der Aufgaben des Controllings erscheint durch die 

öffentliche Hand oder von Büros mit einschlägigen organisatorischen, 

rechtlichen und technischen Kenntnissen denkbar. Der Einsatz von 

Dienststellen der öffentlichen Hand bringt dabei den Nachteil mit sich, daß 

diese entweder als Teilnehmer am Behördenverfahren oder als Vertreter der 

Privatwirtschaftsverwaltung befangen sein können. Eine 

„Schiedsrichterfunktion“ wird daher am besten von einem externen, 

unabhängigen Partner aus dem privaten Sektor wahrzunehmen sein. Zudem 

entspricht diese Vorgangsweise auch der Forderung nach einer schlanken 

öffentlichen Verwaltung. 

Dieses „Leitungsfunktion“ bildet das Missing Link zwischen der Fachplanung 

und den politischen Instanzen.  Während der Fachplaner technisch agiert, 

nimmt der Kontroller organisatorische Aufgaben war. Er kann mit einem genau 

definierbaren Lenkungsauftrag (z.B. Termineinhaltung, Kostenminimierung, 

Bürgereinbindung, Transparenz, Schiedrichterfunktion) versehen werden. Eines 

seiner Planungsintrumente insbesonders bei der Bewertung von Alternativen 

und bei Wettbewerben könnte dann die Methode der Mehrzielplanung sein. 
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Ein Controlling kann somit nicht nur kostendämpfend wirken, sondern auch der 

raschen Umsetzung von Projekten dienen. Voraussetzung dazu ist jedoch, daß 

der Controller als neutrale und unbestechliche Instanz anerkannt wird. Er soll 

die Lenkung und Entscheidungsfindung unterstützen. Sektorale Fachmeinungen 

und Einzelinteressen sind von den am Planungsgeschehen Beteiligten 

einzubringen. 

 
Abbildung 5: Tätigkeiten eines Controllers 
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